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SCHULWEG ZUR INKLUSION
Thesenpapier der GEW Saarland zur aktuellen Inklusionsdebatte
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Vorwort

Schulsozialarbeitstag im September und auf
unserem Gewerkschaftstag im Oktober spiel-
te Inklusion eine zentrale Rolle. 

In der GEW-Landeszeitung war Inklusion
Schwerpunktthema der Oktoberausgabe und
in der Novemberausgabe gab es weitere Ar-
tikel dazu. In den Fachgruppen der GEW Saar-
land wird intensiv über spezifische Fragen der
Umsetzung von Inklusion debattiert. Im De-
zember führte die GEW eine Postkarten- und
Plakataktion mit der Forderung „Inklusion
braucht mehr. Jetzt!“ durch. In kürzester Zeit
haben 500 KollegInnen per Unterschrift ge-
fordert, mehr Ressourcen für Inklusion zur
Verfügung zu stellen. 

Die GEW-Fachgruppe „Sozialpädagogische
Berufe“ hat sich auf einem Seminar mit 30
KollegInnen mit Inklusion in der Jugendhilfe
beschäftigt. Im März 2014 beschäftigte sich
der Berufsbildungstag der GEW ausführlich
mit Inklusion in der beruflichen Bildung. Der
GEW-Landesvorstand hat in der externen An-
hörung nach intensiver Debatte umfangreich
Stellung genommen zu den von der Landes-
regierung vorgelegten rechtlichen Verände-
rungen. 

Einige GEW-Vorschläge wie z.B. das
Vorziehen der Inklusion an berufsbildenden
Schulen wurden inzwischen in die Überarbei-
tung der Gesetze aufgenommen. In unseren
gewerkschaftlichen Gremien spielt das Thema
eine große Rolle. In all diesen Materialien und
bei all diesen Veranstaltungen konnten viele
Fragen geklärt werden. 

Aber die Debatte muss weitergehen - auch,
weil die Einführung von Inklusion in der Se-

kundarstufe 1 jetzt um ein Jahr verschoben
wurde. Dieses Jahr muss dazu genutzt wer-
den, weitere Fragen zu klären, Voraussetzun-
gen zu schaffen und Vorbehalte abzubauen.
Dazu will die GEW Saarland mit diesem
Thesenpapier einen Beitrag leisten. 

Wir haben uns in diesen Thesen auf das
Thema „inklusive Schulen“ konzentriert -
wohl wissend, dass Inklusion  weitergehend
ist und alle gesellschaftlichen Bereiche um-
fasst. Auch andere Bildungsbereiche wie die
Kitas und Hilfen zur Erziehung stehen vor gro-
ßen Herausforderungen bei der Umsetzung
der UN-Konvention. Darauf hier einzugehen,
würde dieses Papier sprengen. Wir werden
uns dazu gesondert positionieren. Dazu bietet
der Erfahrungsschatz in der GEW-Fachgruppe
„Sozialpädagogische Berufe“ eine gute Grund-
lage.

Diese Thesen basieren auf zahlreichen
Debatten und Beschlüssen der GEW auf Lan-
des- und Bundesebene. Sie fassen die Position
der GEW pointiert zusammen. Wir wollen da-
zu beitragen, die Inklusion weiter voranzu-
bringen. Wir wünschen uns eine konstruktive
Debatte über unsere Positionen. Ich lade alle
ein, sich an dieser Debatte zu beteiligen. n

Peter Balnis
GEW-Landesvorsitzender
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Vorwort

Liebe Kolleginnen und 
Kollegen,

Inklusion ist zu einem Schlüsselthema bil-
dungs- und gesellschaftspolitischer Debatten
geworden. Im Fokus dieser gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe steht dabei vor allem die
Schaffung von inklusiven Schulen. Die Debat-
ten darüber verlaufen oft kontrovers und sind
sowohl von Ungeduld als auch von Ängsten
begleitet. 

Die GEW Saarland beteiligt sich an diesen
Debatten in vielfältiger Form und bemüht sich
darum, mit ihrem Kenntnisstand zur Versach-
lichung beizutragen. Wir hatten im Frühjahr
2013 gemeinsam mit dem LPM und der
Arbeitskammer eine große Fachtagung durch-
geführt. Auf unserem Gewerkschaftstag in
Düsseldorf haben wir mehrere grundlegende
Beschlüsse zur Inklusion gefasst, die alle im
Internet dokumentiert sind. Auf unserem



Integration. Es geht nicht mehr nur darum,
einzelne gehandicapte Kinder und Jugend-
liche in Regelklassen zu integrieren und indivi-
duell zu betreuen. Für Schulen bedeutet In-
klusion, Strukturen zu schaffen, die ein ge-
meinsames Lernen von Kindern und Jugend-
lichen unabhängig von Herkunft, Religion,
Geschlecht, Lernbiographien, Interessen,
Lernstrategien, körperlicher Konstitution oder
Leistungsvermögen ermöglichen. 

Inklusion kennt keine Gegenüberstellung
von “normalen Kindern” und “Kindern mit Be-
einträchtigungen.” Der Begriff “Inklusionskin-
der” ist ein Widerspruch in sich. Normal ist,
dass alle Kinder verschieden, gleichwertig und
gleichberechtigt sind. Normal ist, dass alle Un-
terstützung brauchen.

Es geht darum, Heterogenität als Normal-
zustand zu akzeptieren, unterschiedliche Zu-

gänge, Aneignungswege und zeitliche Ver-
läufe als Bereicherung zu erkennen, die Zu-
sammengehörigkeit aller zu fördern, allen
Kindern in Regelschulen optimale Entwick-
lungsmöglichkeiten zu bieten und allen die
Unterstützung zu geben, die sie brauchen.
Dazu brauchen inklusive Schulen auch Kom-
petenzen im Umgang mit Bildungsbenachtei-
ligung und nicht nur Wissen über den
Umgang mit Störungen.

Inklusion ist ein Grundprinzip und darf nicht
additiv als zusätzliche Aufgabe verstanden
werden. Sie zielt auf einen tiefgreifenden
Umbau der Strukturen des Bildungssystems.
Sie ist nicht eine Aufgabe einzelner Päda-
gogInnen, sondern eine Aufgabe für alle Pä-
dagogInnen, für die gesamte Schule. Sie muss
zu einer Leitlinie der Schulentwicklung wer-
den.

3. Inklusion kann auf Erfahrungen der
Integrationspädagogik und auf
Erfahrungen mit heterogenen
Lerngruppen im Saarland aufbauen.
Seit 1986 gibt es im Saarland eine Integra-

tionsverordnung. Sie gesteht jedem Kind Bil-
dungsteilhabe wohnortnah im Regelsystem
unabhängig vom Schweregrad der Beein-
trächtigung zu. Es gibt keine Schule im Saar-
land, die nicht Integrationserfahrung hat oder
an der nicht zumindest KollegInnen arbeiten,
die bereits Erfahrung haben.

Seit 2011 läuft der Modellversuch „inklusi-
ve Schulen“, an dem sich 11 Schulen beteili-
gen. Die vorliegende Zwischenevaluation lie-
fert wertvolle Erkenntnisse und Impulse für
die Umsetzung der Inklusion.
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1. Inklusion ist ein Menschenrecht
auf diskriminierungsfreie Teilhabe an
allen Bereichen des gesellschaftlichen
Lebens 

Inklusion betrifft uns alle. Es geht um die
Gestaltung der Gesellschaft, in der wir leben
und in die unsere Kinder hineinwachsen. Es
geht um die Teilhabe aller Menschen in allen
Lebensbereichen. Es geht darum, dass jedes
Kind, jede/r Jugendliche und jede/r Erwachse-
ne in seiner/ihrer Unterschiedlichkeit wertge-
schätzt und individuell gefördert wird. 

Wenn auch die UN-Behindertenrechtskon-
vention auf die Rechte einer besonderen
Gruppe von Menschen abstellt, so kann Inklu-
sion nicht gelingen, wenn sie nur als Maß-
nahme für Menschen mit Behinderungen ge-
sehen wird. Es geht darum, für alle Menschen
gleiche Chancen der Teilhabe in Bildung und
Wissenschaft, in Wirtschaft und Arbeit, in
Gesellschaft und Kultur zu gewährleisten. 

Inklusion geht nicht vom einzelnen Men-
schen und seinen vermeintlichen Defiziten
aus, sondern davon, dass die Institutionen
den Auftrag haben, ihre Arbeit auf die Teil-
habe und Selbstbestimmung aller Menschen
auszurichten. Während Integration bedeutet,
Menschen mit Beeinträchtigungen nachträg-
lich in bestehende gesellschaftliche Systeme
einzugliedern und an sie anzupassen, geht es
bei Inklusion umgekehrt darum, die Systeme
an Menschen mit Beeinträchtigungen anzu-
passen.

Die UN-Konvention verpflichtet die Ver-
tragsstaaten, „alle erforderlichen Maßnah-
men (zu treffen), um zu gewährleisten, dass

Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt
mit anderen Kindern alle Menschenrechte
und Grundfreiheiten genießen können. Bei
allen Maßnahmen, die Kinder mit Behin-
derungen betreffen, ist das Wohl des Kindes
ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berück-
sichtigen ist.“ (Art. 5). 

Eine Separierung von Menschen nach be-
stimmten Kriterien wie Herkunft, Geschlecht
oder Unterstützungsbedarf in besonderen
Einrichtungen widerspricht dem Inklusions-
gedanken. Das bedeutet, dass es ein Recht
auf Aussonderung zum Wohl des Kindes nicht
geben kann.

2. Inklusion bedeutet Umdenken 
Inklusion bedeutet einen langfristigen Para-

digmenwechsel in der Schule. Sie ist mehr als
die Fortführung und Weiterentwicklung von
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Begabungen einbringen können. Sie brauchen
Gelegenheiten, in denen sie den Umgang mit
eigenen Schwächen und Handicaps lernen.
Sie brauchen das Erlebnis, dass sie als eigene
Persönlichkeit angenommen und nicht
beschämt werden. 

Zu einem inklusionsförderlichen Schulleben
gehören auch alternative Formen der Leis-
tungsbeurteilung und Qualitätssicherung.

Weder die Beurteilung von SchülerInnenleis-
tungen durch Ziffernnoten noch Standards,

die auf Jahrgangsklassen bezogen sind, sind
nützlich für die Qualitätssicherung und
Leistungsbeurteilung in heterogenen Lern-
gruppen. Um die Qualität inklusiver Schulen
zu sichern, müssen alternative Formen der
Leistungsmessung (Kompetenzraster, Verbal-
beurteilungen) und Qualitätssicherung entwi-
ckelt und umgesetzt werden. 

5. Inklusion impliziert einen andern
Blick auf Förderbedarfe

Wenn Inklusion Heterogenität als Normal-
zustand begreift und allen SchülerInnen
Unterstützungsbedarf zugesteht, dann be-
deutet das auch ein neues Verständnis von
Förderbedarfen. 

In einem ersten Schritt sollten die Förder-
bereiche Lernen, emotional-soziale Entwick-
lung und Sprache ins Auge gefasst werden.
Diese Förderbedarfe gelten in Deutschland im
Unterschied zu fast allen anderen Ländern als
Behinderung. Damit muss Schluss sein. An-
statt einzelnen SchülerInnen einen Behinder-
tenstatus in diesem Bereich zu diagnostizie-
ren, gilt es, für alle SchülerInnen eine Förder-
diagnostik für die Bereiche Lernen, emotio-
nal-soziale Entwicklung und Sprache zu entwi-
ckeln und geeignete Fördermaßnahmen vor
Ort zu etablieren. Diese pädagogische Diag-
nostik ist in der Folge genuiner Bestandteil
von ganztägiger Bildung - für den Unterricht
und den außerunterrichtlichen Bereich. Das
bedeutet, dass die Aufgabe der Fürsorge und
die Qualifikationsaufgabe für SchülerInnen
mit diesen Förderbedarfen in die Regelschu-
len zurückkehren und diese die Verantwor-
tung dafür übernehmen, dass alle Kinder und
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Alle GrundschullehrerInnen unterrichten
tagtäglich heterogene Lerngruppen. Viele
LehrerInnen an Gesamtschulen und Erweiter-
ten Realschulen und auch LehrerInnen an
Gymnasien und Berufsschulen haben langjäh-
rige Erfahrungen darin, SchülerInnen mit sehr
unterschiedlichen Lernvoraussetzungen ge-
meinsam zu unterrichten. 

An diesen Erfahrungen gilt es anzuknüpfen,
sie zu stärken und auszuweiten. Sie bilden die
wichtigste Basis für den weiteren Inklusions-
prozess.

4. Inklusion braucht ein Schulleben,
in dem Vielfalt als Stärke erlebt wird

Inklusion ist kein Unterrichtsfach und kein
Lernstoff, kein Projekt und keine (sonderpä-
dagogische) Methode. Inklusion als pädagogi-
sche Aufgabe scheitert, wenn sie sich nur auf
das Lernen beschränkt. Inklusion wird dann
gelingen, wenn das Schulleben von Vielfalt,
Respekt und gegenseitiger Unterstützung
geprägt ist. 

Die Inklusionskraft einer Klasse und einer
Schule steigt mit den sozialen und kognitiven
Kompetenzen der SchülerInnen. Pädago-
gInnen haben die Aufgabe, diese systema-
tisch zu fördern. Dazu müssen sie an der
Schule über formelle Bildungsprozesse hinaus
nonformale und informelle Bildungsgelegen-
heiten anbieten.

Der Inklusionsprozess hängt ganz wesent-
lich davon ab, wie die SchülerInnen miteinan-
der umgehen, welche Beziehungen sie unter-
einander eingehen und welche sozialen Kom-

petenzen sie entwickeln. Dazu brauchen sie
Erfahrungsräume, um auf Unbekanntes neu-
gierig zu sein, mit Unterschieden leben zu ler-
nen und Vielfalt als gemeinsame Stärke zu
erleben. Sie brauchen eine Atmosphäre, in
der Hilfebedarf nicht als Schwäche und
gegenseitige Unterstützung als Normalität
gilt. Sie brauchen auch die Auseinanderset-
zung in Gruppen, mit Konflikten und
Machtkämpfen. 

Sie brauchen Anregungen und Lernsitua-
tionen, in denen sie ihre eigenen Stärken und

6 | Schulweg zur Inklusion

Schulweg zur Inklusion

Schulweg zur Inklusion  | 7



sive Schulen werden. Voraussetzung ist, dass
auch an Gymnasien Förderung durchgängiges
Unterrichtsprinzip wird und die sog. Abschu-
lung abgeschafft wird. 

7. Regelschulen brauchen angemesse-
ne räumliche und sachliche
Ressourcen für Inklusion

Um Inklusion in Regelschulen umzusetzen,
müssen dort die erforderlichen räumlichen
und sächlichen Ressourcen vorhanden sein.
Das heißt vor allem, dass sie barrierefrei sind.
Die entsprechenden baulichen Maßnahmen
müssen umgesetzt werden. 

Sie brauchen eine verlässliche Finanzpla-
nung, die solide berechnet und durch politi-
sche Beschlüsse langfristig abgesichert ist.
Deshalb brauchen wir jetzt schnell eine ent-
sprechende Rechtsverordnung - nicht zuletzt,
um Verunsicherungen zu überwinden und
Transparenz herzustellen.

Beim Thema Raum ist eine Lösung mit allen
Bundesländern auf Bundesebene anzustre-
ben, vergleichbar dem Konjunkturpaket II und
dem Ganztagsprogramm der Bundesregie-
rung. Für die räumliche Ausstattung aller
Schulen und deren Einrichtung müssen Min-
deststandards (z.B. Therapie-, Rhythmik-, Tei-
lungsräume) festgelegt werden. Mit den
Schulträgern ist ein mittelfristiger Zeitplan für
die entsprechenden Baumaßnahmen zu ver-
einbaren.

8. Inklusive Schulen brauchen ausrei-
chend Förderschullehrkräfte

Regelschulen brauchen für die Inklusion
FörderschullehrerInnen. Sie sind unverzicht-

bar, weil sie spezifische diagnostische Kompe-
tenzen und den Blick auf die gesamte
Persönlichkeit (mit all ihren Stärken und
Schwächen) mitbringen.

Die GEW setzt sich prinzipiell für eine pau-
schale Zuweisung von Förderschullehrkräften
ein, die die multiprofessionellen Bedarfe und
den Sozialindex des schulischen Umfelds
berücksichtigt. Die Diagnostik als Instrument
der Ressourcenzuweisung zu nutzen, ist über-
holt. Wir begrüßen, dass im Saarland Förder-
schullehrkräfte künftig fest einer Regelschule
zugeteilt werden. Damit können sie effektiver
eingesetzt werden und eigenständig ohne
zeitaufwändige und bürokratische Umwege
an den jeweiligen Schulen spezifische und an
den Bedürfnissen der Lernenden ausgerichte-
te Bildungsangebote und Förderkonzepte
mitentwickeln und kooperativ umsetzen. 

Voraussetzung ist allerdings der Nachweis,
dass damit keine Verschlechterung für die bis-
herige Integrationsarbeit oder eine Kürzung
der Gesamtmittel für Inklusion/Integration
verbunden ist. 

Die GEW kritisiert, dass die bisher für
Inklusion vorgesehene Personalausstattung
nicht ausreicht. Die Grundschulen, die ab dem
Schuljahr 2014/15 Inklusion umsetzen sollen,
müssen über die bisher vorgesehenen perso-
nellen Ressourcen hinaus zusätzliche Förder-
schullehrkräfte erhalten. Die bisher zur
Verfügung gestellten 105 Stellen reichen
dafür bei Weitem nicht aus. 

Erst wenn der Förderbedarf realistischer er-
mittelt wird, ist die Grundlage für eine be-
darfsgerechte Personalausstattung und für
die Umsetzung eines erweiterten Inklusions-
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Jugendlichen ihr Recht auf Bildung verwirkli-
chen können. Sie brauchen dafür kompetente
Unterstützung.

Steigende Förderbedarfe Lernen, emotio-
nal-soziale Entwicklung und Sprache sind
auch ein Hinweis auf steigende Armut und
gesellschaftliche Desintegration. Die Schulen
müssen sich verstärkt mit den Auswirkungen
von Kinderarmut, veränderter Kindheit und
damit verbundenen Exklusionsprozessen be-
schäftigen und geeignete Maßnahmen dage-
gen entwickeln.  Hierzu ist eine strikte Unter-
scheidung von sozial und medizinisch beding-
ten Förderbedarfen hilfreich.

Für SchülerInnen mit Förderbedarfen in
den Bereichen körperliche und motorische
Entwicklung, geistige Entwicklung, für
schwerst-mehrfach Behinderte, Gehörlose
und Schwerhörige sowie Blinde und Sehbe-
hinderte gilt es im Einzelfall genau zu analy-
sieren, welche Bildungspotenziale durch das
Zusammenleben in der Regelschule entwi-
ckelt werden können, welche konkrete Unter-
stützung notwendig ist und wie bzw. wo die
Bedingungen dafür geschaffen werden kön-
nen. Entsprechende Unterstützungsansprü-
che der Sozialgesetzgebung müssen dabei
berücksichtigt werden. 

6. Alle Schulen müssen inklusive
Schulen werden

Die GEW kritisiert, dass der gemeinsame
Unterricht bzw. die Integration aller Kinder
und Jugendlichen vor allem als Aufgabe von
Grundschulen  und Gemeinschaftsschulen an-
gesehen und wahrgenommen wird. Das zeigt

sich besonders bei der Frage, welche Schul-
formen diejenigen Kinder und Jugendlichen
aufnehmen sollen, die den Förderschwer-
punkten Lernen, Sprache und emotional-
soziale Entwicklung zugewiesen sind. Sie
waren bisher weitgehend den Gesamtschulen
und Erweiterten Realschulen überlassen.

Solange noch verschiedene Säulen von
Schulen existieren, müssen sich alle Schulen
für alle Kinder und Jugendlichen öffnen. So
genannte Schwerpunkt- oder Vorreiterschu-
len wie auch besondere Klassen für Inklusion
sind nur als ein Schritt in Richtung Inklusion zu
sehen. Unsere Zielperspektive ist individuali-
siertes und kompetenzorientiertes Arbeiten
an allen Schulen.

Die Gymnasien nehmen nahezu die Hälfte
aller SchülerInnen auf. Sie dürfen allein schon
wegen ihrer Ausbreitung nicht von Inklusion
ausgeschlossen bzw. nur auf bestimmte För-
derbedarfe eingeschränkt werden. Außerdem
ist durch die Ausweitung der Gymnasien die
Schülerschaft wesentlich heterogener als zu
früheren Zeiten geworden. Nicht wenige
GymnasiallehrerInnen verfügen daher über
Erfahrungen im Umgang mit heterogenen
Lerngruppen. 

Gymnasien verfügen über ihre bisherige
Integrationsarbeit hinaus über Vorausset-
zungen, um speziell intelligente, verhaltens-
auffällige Kinder und Jugendliche oder solche,
für die klar vorgegebene Strukturen wichtig
sind, zu fördern.

Inklusion ist nicht abhängig von der Schul-
form. Alle Schulen können und müssen inklu-
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verständnisses gelegt. Bei der Berechnung
des Förderbedarfs sollte beachtet werden,
dass laut PISA-Untersuchungen immer noch
25 % der SchülerInnen zu einer Risikogruppe
gehören und nicht über die erforderlichen
Kompetenzen verfügen, um eine Berufsaus-
bildung erfolgreich zu bestehen. 

In einer weiteren Phase sollte deshalb im
Durchschnitt eine Förderlehrkraft pro hun-
dert SchülerInnen zur Verfügung stehen.
Grundlage für die Berechnung des konkreten
Personalbedarfs sollten dabei die örtlichen
Bedingungen sein. 

9. Für Inklusion müssen Ressourcen
von Förderschulen in Regelschulen
verlagert werden

Zwei parallele Systeme der Behinderten-
pädagogik (inklusive Einrichtungen und
Sondereinrichtungen) sind auf Dauer weder
sinnvoll noch finanzierbar. So lange Förder-
schulen und allgemeine Schulen parallel
angeboten werden, sind höhere Kosten un-
ausweichlich. Deshalb gehört zur Umsetzung
von Inklusion auch die schrittweise Verla-
gerung von Ressourcen aus Förderschulen in
allgemeinbildende Schulen.

Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass För-
derschulen eine wichtige progressive Rolle
beim Umgang mit behinderten Menschen ge-
spielt haben. Sie haben einen wesentlichen
Anteil daran, dass die Verwahrung von Behin-
derten abgelöst wurde durch Förder- und Bil-
dungsangebote für diese Menschen und da-
mit Wege weg von der Fremdbestimmung hin
zu Selbstbestimmung und Bildung geöffnet

wurden. Inklusion bedeutet, diese Erfahrun-
gen in die Regelschulen zu überführen. 

Es geht nicht um die Abschaffung von Son-
derpädagogik, sondern um die Verlagerung
ihres Personals, ihrer Kompetenzen, ihrer
Ressourcen. Prinzip muss sein, dass die Hilfe
dem Kind folgt. Dazu müssen Pläne zur Um-
widmung der Sondereinrichtungen und zur
Überleitung des sonderpädagogischen Perso-
nals in den Bereich der allgemeinen Schulen
erarbeitet werden. 

10. Inklusive Bildung braucht multi-
professionelle Teams

Die Ressourcenfrage darf aber nicht auf die
Anzahl der FörderschullehrerInnen reduziert
werden, denn Inklusion ist eine Aufgabe für
alle Lehrkräfte. Die wichtigste (Schlüsselres-
source) für Inklusion ist individualisierter Un-
terricht in heterogenen Lerngruppen an Re-
gelschulen. Je fester der etabliert ist, desto
inklusionsfähiger ist die jeweilige Schule. 

Ressourcen müssen daher in
die Umwandlung des Regelun-
terrichts gehen. Dafür brau-
chen LehrerInnen in ihrer all-
täglichen Arbeit Ressourcen für
Inklusion - z.B. durch Absen-
kung der Unterrichtsverpflich-

tung, kleinere Klassen, Doppelbesetzungen,
Beratungszeit oder durch zusätzliche Depu-
tate für Förderung. 

Inklusion in der Schule braucht die sozialpä-
dagogische Professionalität der Jugendhilfe.
Dazu gehört auch die Schulsozialarbeit, denn
sie bietet Erfahrungsräume ohne Druck und
Zensur, Erlebniswelten für neue Perspektiven,
Entdeckerwelten für Begabungen und Träu-
me. Sie fördert und unterstützt Schülerinnen
und Schüler mit Lern- und Verhaltensproble-
men und ist „Anwalt“ für Benachteiligte. Sie
eröffnet vor allem auch Kindern und Jugend-
lichen, die sich dem regelmäßigen Schulbe-
such verweigern, Zugänge zu Bildung. Schul-
sozialarbeit leistet präventive Arbeit, indem
sie Kindern und Jugendlichen vielfältige Lern-
erfahrungen anbietet. 

Die bisherige Integrationspraxis an
Regelschulen bestand darin, die Stunden der
FörderschullehrerInnen auf ein Minimum zu
reduzieren und einen großen Teil der Arbeit

mit

Behinderten auf EingliederungshelferInnen zu
verlagern, die oft über keine adäquate Qualifi-
kation verfügen und miserabel bezahlt wer-
den. Das kann so nicht weitergehen, weil das
eine Missachtung der Bildungspotenziale
behinderter Menschen bedeutet. Außerdem
ist es problematisch, die notwendig ganzheit-
liche Arbeit mit Behinderten in pädagogische 
Arbeit und Hilfstätigkeiten aufzuteilen. 

Nach Auffassung der GEW haben Einglie-
derungshelferInnen in der derzeitigen Form
keine Perspektive. Wir brauchen stattdessen
an den Schulen HeilpädagogInnen und Heil-
erziehungspflegerInnen sowie ErzieherInnen
und SozialpädagogInnen mit sonderpädagogi-
schen Zusatzqualifikationen insbesondere im
Bereich der emotionalen und sozialen Ent-
wicklung, die zu den üblichen tarifvertragli-
chen Bedingungen beschäftigt werden. 

Inklusive Schulen brauchen multiprofessio-
nelle Teams, die gemeinsam an der Indivi-
dualisierung von Lernprozessen arbeiten und
mit- und voneinander lernen. Eine besondere
Bedeutung kommt dabei dem gemeinsamen
inklusiven Selbstverständnis aller beteiligten
Professionen zu, welches die Defizitorientie-
rung überwindet und die individuelle (Kompe-
tenz-)Entwicklung sowie das gesunde Auf-
wachsen der Kinder und Jugendlichen in den
Mittelpunkt stellt. 

11. Inklusion wird das
Qualifikationsprofil aller LehrerInnen
verändern

Alle an Inklusion beteiligten Institutionen
und Personengruppen stehen vor neuen



gen zu lassen. Inklusion darf nicht den
Einzelschulen überlassen werden - das wäre
eine Überforderung. Damit die Einzelschulen
schulinterne Unterstützungssysteme aufbau-
en bzw. weiterführen können, brauchen sie
kommunale Unterstützungssysteme. Dazu
müssen die beteiligten Verwaltungen Aktions-
und Maßnahmepläne erstellen mit dem Ziel
der Zusammenführung der bisher weitge-
hend getrennt agierenden Leistungssysteme
Schule und Jugendhilfe bzw. Gesundheits-
und Sozialdienste. Sozialplanung, Jugendhilfe-
planung und Schulentwicklungsplanung müs-
sen miteinander vernetzt werden.

Schulen müssen sich öffnen für Angebote
der Jugendhilfe und des Sozialdienstes, für
Vereine und Initiativen, kommunale Dienste,
Betriebe und kulturelle Einrichtungen.

Inklusion ist ein Thema, das alle Lebens-
und Gesellschaftsbereiche betrifft. Deshalb
kann zwar in einem Bereich (z.B. Bildung) be-
gonnen werden, und es müssen für unter-
schiedliche Bereiche im Umsetzungsprozess
eventuell unterschiedliche Schwerpunkte
gesetzt und Umsetzungspläne entwickelt
werden. Der Gesamtprozess betrifft aber alle
Bereiche menschlichen Miteinanders und
kann nur gelingen, wenn gleichberechtigte
Teilhabe bei Akzeptanz und Wertschätzung
der Vielfalt das Leitthema aller gesellschaftli-
chen Entscheidungen ist. Inklusion heißt,
auch auf kommunaler Ebene demokratische
Partizipation zu ermöglichen und zu sichern.

13. Inklusive Bildung jetzt angehen!
Wir setzen uns für weitgehende Inklusion

ein und fordern dazu die entsprechenden

Voraussetzungen, müssen aber erleben, dass
die nicht im erforderlichen Maße zur Ver-
fügung stehen. Was tun? Mit Inklusion so
lange warten, bis die erforderlichen Ressour-
cen vorhanden sind? Oder einfach loslegen
mit Inklusion, zusätzliche Belastungen in Kauf
nehmen und darauf hoffen, dass sich die
Ressourcenfrage irgendwie erledigen wird?
Die GEW hält beides für falsch. 

Wir setzen uns dafür ein, dass für jeden
Schritt in Richtung Inklusion geeignete
Ressourcen zur Verfügung stehen und das
pädagogische Personal nicht zusätzlich belas-
tet wird. Wenn das nicht geschieht, wenn die
Schulen und Lehrkräfte mit dieser Aufgabe
alleingelassen werden und keine zusätzliche
Unterstützung bekommen, dann machen sich
Ängste und Zweifel breit, dann droht der
Paradigmenwechsel zur inklusiven Bildung zu
scheitern. Das wäre tragisch.

Abwarten hilft nicht weiter. Wir müssen
jetzt mit dem Paradigmenwechsel beginnen
und damit anfangen, Schulen zu inklusiven
Bildungseinrichtungen umzugestalten. Wir
haben Erfahrungen, auf denen wir aufbauen
können. Wir haben Kenntnisse, die wir nutzen
können. Wir sollten uns jetzt auf den Weg
machen, unsere Arbeit umkrempeln, dabei
Erfahrungen sammeln und angemessene
Ressourcen einfordern. 

Es geht um die Gesellschaft, in der wir alle
leben und in die die Kinder hineinwachsen.
Weder Blockade noch Blauäugigkeit helfen
uns weiter. Es gibt nichts Gutes – außer man
tut es! n

Herausforderungen, die z.T. ihr Berufsbild
grundlegend verändern. 

Die Ausbildung der Lehrkräfte in der 1. wie
auch in der 2. Phase muss dem neuen Berufs-
bild entsprechend verändert werden. Die
Herausforderungen durch eine inklusive Pä-
dagogik sind fachdidaktisch und erziehungs-
wissenschaftlich zu bearbeiten. Entsprechen-
de Veränderungen sind in den Ausbildungen
der anderen beteiligten Professionen vorzu-
nehmen. 

Die GEW hält es für ein gravierendes Ver-
säumnis, dass Inklusion für die Studienre-
formmaßnahmen im Zuge des Bologna-Pro-
zesses kein Thema war und es nunmehr eines
neuerlichen Reformprozesses bedarf, um vor
allem die lehrerausbildenden Studiengänge
entsprechend umzugestalten. Bedauerlich ist
auch, dass an der Universität des Saarlandes
kein Inklusionsmodul Eingang in das Lehr-
amtsstudium gefunden hat. 

Die Ausbildung aller PädagogInnen muss
auf Inklusion ausgerichtet werden. Es würde
den Inklusionsprozess außerdem fördern,
wenn Menschen mit Behinderungen, mit
Einwanderungsgeschichte und Lernende aus
Armutsverhältnissen gezielt für pädagogische
Berufe geworben werden würden.

Inklusion kann aber nicht so lange warten,
bis eine neue LehrerInnengeneration mit den
entsprechenden Kompetenzen ausgebildet
ist. Die LehrerInnen von heute müssen durch
hochwertige Fort- und Weiterbildung sowie
Begleitung unterstützt werden. Berücksich-
tigung finden müssen sonderpädagogische

Grundkenntnisse, Kenntnisse über die Prin-
zipien der durchgängigen Sprachbildung, über
geschlechtsspezifische Sozialisationsprozesse,
Armutslagen und Migrationsprozesse sowie
interkulturelle Kompetenz. Entwicklungspsy-
chologische  und lerndiagnostische Grund-
kenntnisse sind ebenso erforderlich wie allge-
meindidaktische Kenntnisse über das Lehren
und Lernen in heterogenen Lerngruppen. Es
muss ausgeschlossen werden, dass notwendi-
ge Fortbildungen zu einer zusätzlichen Ar-
beitsbelastung führen.

Alle Verantwortlichen müssen lernen, in
multiprofessionellen Teams gemeinsam Ver-
antwortung zu übernehmen. Die beruflichen
Anforderungen und Erwartungen an die ver-
schiedenen Professionen müssen ausgehan-
delt und geklärt werden.

12. Inklusive Schulen brauchen inklu-
sive Kommunen

Die Entwicklung inklusiver Schulen hängt
nicht unwesentlich von ihrem gesellschaftli-
chen Umfeld und von der Unterstützung
durch gesellschaftliche Kräfte ab. Die Inklu-
sionsdebatte muss deshalb mit einer Debatte
über gesellschaftliche Ausgrenzungen und
deren Überwindung verbunden werden. Sie
braucht als Rückenwind eine gesellschaftliche
Bewegung, die sich für gerechte Teilhabe aller
Menschen an allen Lebensbereichen enga-
giert. Diese Bewegung muss im unmittelbaren
Lebensraum spürbar sein.

Es geht jetzt darum, der Phase der
Lippenbekenntnisse eine Phase konkreter
Taten, vor allem auf kommunaler Ebene, fol-
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Unsere Adressen
Antrag auf Mitgliedschaft
Online Mitglied werden: www.gew.de/Mitgliedsantrag.html
Bitte in Druckschrift ausfüllen:
Persönliches Berufliches

_______________________________________________________
Nachname (Titel), Vorname

________________________________________________________
Berufsbezeichnung (für Studierende: Berufsziel) bzw. Fachgruppe

_______________________________________________________
Straße, Nr.

________________________________________________________
Diensteintritt / Berufsanfang (Monat/Jahr)

_______________________________________________________
Postleitzahl, Ort

________________________________________________________
Tarif / Besoldungsgebiet

_______________________________________________________
Telefon / E Mail

________________________________________________________
Monatliches Bruttoeinkommen (falls nicht öffentlicher Dienst)

_______________________________________________________
Geburtsdatum Nationalität

________________________________________________________
Tarif / Besoldungsgruppe Stufe seit (Monat/Jahr)

_______________________________________________________
gewünschtes Eintrittsdatum

________________________________________________________
Betrieb / Dienststelle / Schule

_______________________________________________________
bisher gewerkschaftlich organisiert bei von/bis (Monat/Jahr)

________________________________________________________
Träger des Betriebs / der Dienststelle / der Schule

weiblich
männlich

________________________________________________________
Straße, Nr. des Betriebs / der Dienststelle / der Schule

________________________________________________________
Postleitzahl, Ort des Betriebs / der Dienststelle / der Schule

Beschäftigungsverhältnis:
angestellt
beamtet
teilzeitbeschäftigt mit ____ Std./Woche
teilzeitbeschäftigt mit ____ Prozent
Honorarkraft

beurlaubt ohne Bezüge bis _________
in Rente/pensioniert
im Studium
Altersteilzeit
in Elternzeit bis _________

befristet bis _________
Referendariat/Berufspraktikum
arbeitslos
Sonstiges _______________________

Jedes Mitglied der GEW ist verpflichtet, den satzungsgemäßen Beitrag zu entrichten. Mit meiner Unterschrift auf diesem Antrag erkenne ich
die Satzung der GEW an.

_______________________________________________________
Ort, Datum

_______________________________________________________
Unterschrift

SEPA Lastschriftmandat
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), Landesverband Saarland, Mainzer Str. 84, 66121 Saarbrücken
Gläubiger Identifikationsnummer: DE13590101111016928400
Ich ermächtige die GEW, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der
GEW Saarland auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es
gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

_________________________________________________________
Nachname, Vorname (Kontoinhaber/in)

_______________________________ _ _ _ _ _ _ _ _ | _ _ _
Kreditinstitut (Name und BIC)

_ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _
IBAN

_________________________________________________________
Ort, Datum Unterschrift

Jedes Mitglied der GEW ist verpflichtet, den satzungsgemäßen Beitrag zu entrichten und seine Zahlungen daraufhin regelmäßig zu überprüfen.
Studierende (auch SchülerInnen an Fachschulen für Sozialpädagogik) zahlen für die Dauer ihres Erst Studiums keinen Beitrag.
Änderungen des Beschäftigungsverhältnisses bzw. Studiums mit Auswirkungen auf die Beitragshöhe sind umgehend der Landesgeschäftsstelle
mitzuteilen.
Überbezahlte Beiträge werden nur für das laufende und das diesem vorausgehende Quartal auf Antrag verrechnet. Die Mitgliedschaft beginnt
zum nächstmöglichen Termin. Der Austritt ist mit einer Frist von drei Monaten zum Quartalsende schriftlich dem Landesverband zu erklären.
Die angegebenen personenbezogenen Daten werden nur zur Erfüllung unserer satzungsgemäßen Aufgaben auf Datenträger gespeichert und
entsprechend den Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes geschützt.
Bitte senden Sie den ausgefüllten Antrag an die GEW Saarland, Mainzer Str. 84, 66121 Saarbrücken
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